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Abdingbare Normen
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Zession
[image: Ein Bild, das Text enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]

Geschäfts- und Deliktsfähikeit
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Anfechtugsklage
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Anzeigepflicht
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Arbeitsvertrag
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Ausländer
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Ausweisung
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Bebauungsplan územní plán
Das Vermögen umfasst ebenfalls nicht im Bebauungsplan erfasstes Rohbauland. eur-lex.europa.eu
Portfolio obsahuje také určité neupravené pozemky mimo oblast městského územního plánu.
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Befähigungsnachweis, osvědčení o způsobilosti
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Befangenheit, podjatost
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Beglaubigung, ověření
Beglaubigungsvermerk, ověřovací doložka
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Beitragsbemessungsgrenze, hranice pro výpočet příspěvku (na sociální zabezpečení)
Der Teil der Einnahmen, der die jeweilige Grenze übersteigt, bleibt für die Beitragsberechnung außer Betracht. Übersteigt das Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze, wird der Versicherungsbeitrag höchstens von diesem Grenzbetrag erhoben. Vom Erreichen der Beitragsbemessungsgrenze an bleiben die absoluten Beiträge zur jeweiligen Versicherung konstant, sodass der prozentuale Anteil am Bruttoeinkommen sinkt.
Die Beitragsbemessungsgrenze in der Kranken- und Pflegeversicherung liegt 2023 bei 59.850 Euro jährlich bzw. 4.987,50 Euro monatlich. In der Renten- und Arbeitslosenversicherung sind es 87.600 Euro jährlich (7.300 Euro monatlich) im Rechtskreis West und 85.200 Euro jährlich (7.100 Euro monatlich) im Rechtskreis Ost.
Maximálním (ročním) vyměřovacím základem OSVČ pro pojistné na důchodové pojištění a příspěvek na státní politiku zaměstnanosti je částka ve výši 48násobku průměrné mzdy, pro rok 2022 ve výši 1 867 728 Kč a 1 935 552 Kč v roce 2023.
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Bundesanzeiger, Spolkový věstník
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Aufgebotsverfahren, vyzývací řízení
Das Aufgebotsverfahren dient dazu, bestimmte Urkunden für kraftlos zu erklären oder unbekannte Berechtigte von ihrer Rechtsposition auszuschließen. Wenn z.B. Sparbücher, Grundschuld- oder Hypothekenbriefe verloren gehen, kann man beantragen, dass diese für kraftlos erklärt werden. Das Aufgebotsverfahren dauert im Allgemeinen drei bis sechs Monate.
Im Verfahren erfolgt eine öffentliche Aufforderung des Gerichts zur Anmeldung von Ansprüchen oder Rechten mit der Wirkung, dass die Unterlassung der Anmeldung einen Rechtsnachteil zur Folge hat. Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt durch Aushang an der hiesigen Gerichtstafel sowie durch einmalige Veröffentlichung in dem Elektronischen Bundesanzeiger.
Der Antrag kann schriftlich oder mündlich auf der Rechtsantragstelle des Amtsgerichts gestellt werden. In der Regel wird ein Kostenvorschuss verlangt.
Účelem vyzývacího řízení o kauci je prohlásit určité listiny za neplatné nebo vyloučit neznámé příjemce z jejich zneužití. Pokud se například ztratí vkladní knížky, zástavní listy k pozemkům nebo hypoteční listy, lze požádat o jejich prohlášení za neplatné. Vyzývací řízení trvá zpravidla tři až šest měsíců. 
V řízení je soudem vydána veřejná výzva k zápisu pohledávek nebo práv s tím, že nezapsání bude mít za následek právní újmu. Veřejné oznámení o výzvě k přihlášení nároků se provádí vyvěšením na úřední desce místního soudu a jednorázovým zveřejněním v elektronickém spolkovém věstníku.
Žádost lze podat písemně nebo ústně na podatelně místního soudu. Zpravidla se vyžaduje záloha na úřední výlohy.

Bundeskartellamt, německá obdoba českého Úřadu pro ochranu hospodářské soutěže
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Bundeszentralregister, Rejstřík trestů (včetně trestu vyhoštění), Centrální registr dlužníků, 
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Dienstbarkeit, služebnost, břemeno
Osobní služebnost: Vztahuje se vždy k určité osobě a nelze ji převést na jinou osobu. Smrtí oprávněné osoby služebnost zaniká, není-li sjednána i pro dědice. Osobní služebnosti mohou vykazovat značnou variabilitu. Zpravidla jde o zřízení užívacího nebo požívacího práva osobě ze služebnosti oprávněné.
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Antidiskriminierungsgesetz, schlagwortartige, nicht amtliche Bezeichnung fiir das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz, AGG, vom 14. 8. 2006. Es selzL vier Richtlinien der Europischen Gemeinschaft in deutsches
Recht um, teilweise geht das AGG jedoch iiber diese Vorgaben hinaus. Ziel des Geselzes ist, Benachteiligungen
‘aus Griinden der Rasse oder der ethnischen Herkunfl, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer
Behinderung, des Alers oder der sexuellen Identitéit zu verhindern oder zu beseitigen (§ 1 AGG).

1) Sohwerpunkt des AGG ist der Diskrtminterangsschutz tn Beschaftigung und Beryf. Grundsitzlich verboten
sind Benachteiligungen aufgrund der in § 1 genannten Merkmale. Die bisherigen arbeitsrechtlichen Vorschriften
des BGB iiber die Gleichbehandlung wegen des Geschlechts wurden in das AGG iibernommen. Das Benachteili-
gungsverbot gilt fir alle Beschaftigten, also auch fiir arbeitnehmerihnliche Personen und Bewerber (§ 6 Abs. 1).
Fiir Beamte und Richter gelten die Vorschriften unter Beriicksichtigung ihrer besonderen Rechistellung
entsprechend.

Das AGG schiitzt vor unmittelbaren und mittelbaren Benachteiligungen (§ 2). Eine unmittelbare Benachteili-
gung liegt vor. wenn dem Anschein nach eine Person wegen eines in §1 AGG genannten Grundes eine weniger
ginstige Behandlung erfihrt, als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation erfihrt, erfahren hat oder
erfahren wiirde. Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor. wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Krite-
rien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegeniiber anderen Personen in besonderer
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‘Weise benachteiligen kinnen, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein
el sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur els angemessen und

erforderlich.

Nicht jede unterschiedliche Behandlung st hiernach eine verbotene Benachteiligung. So kann die Festsetzung
eines Hachstalters fiir die Einstellung aufgrund der spezifischen Ausbildungsanforderungen eines bestimmten
Arbeitsplatzes oder aufgrund der Notwendigkeit einer angemessenen Beschaftigungszeit vor dem Eintritt in den
Ruhestand gerechtfertigt sein (§ 10 AGG). Kirchen und Religionsgemeinschaften sollen ihre Beschiftigten weiter-

hin mit Riicksicht auf deren Religion oder Weltanschauung auswahlen diirfen, sowei dies im Hinblick auf ihr
Selbsthestimmungsrecht oder nach Art der Tatigkeit gerechtfertigt ist. Spezifische Fordermafinahmen zum Aus-
gleich bestehender Nachteile (z.B. Frauenforderung, Mafinahmen fiir Behinderte) bleiben ebenfalls zulissig.

Beschiftigte, die von einer Diskriminierung betroffen sind, kinnen sich bei den zusténdigen Stellen (B beim
Arbeitgeber, einem Vorgesetzten oder der Arbeitnehmervertretung) beschweren (§ 7). Benachteiligte haben An-
spruch auf Ersatz des ihnen entstandenen materieflen und immateriellen Schadens (§ 8 Abs. 1). Diese Rechte
konnen von den Beschiftigten notfalls vor dem Arbeitsgericht eingeklagt werden. Die Anspriiche kbnnen inner-
halb von zwei Monaten seit Kenntnis von der Diskriminierung geltend gemacht werden.

Bei groben Verstifien des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot kinnen der Betriebsrat oder eine im
Betrich vertretene Gewerkschaft auch ohne Zustimmung des Betroffenen gegen den Arbeitgeber auf Unterlas-
sung oder Vornahme einer Handlung klagen, um die Diskriminierung zu beseitigen.

2) Diskrtminterangsschutz tm Bereich des allgemetnen Zivilreohts: Das AGG verbietet dariiber hinaus Benachtei-
ligungen aufgrund bestimmier Kriterien (Rasse, ethnische Herkunfl, Geschlecht, Religion, Behinderung, Alter
oder sexuelle Identitit) bei der Begriindung, Durchfiihrung und Beendigung von Schuldvertrigen. Erfasst. wer-
den nur Geschite, die generell mit jedermann abgeschlossen werden. Der Anwendungsbereich ist beschrinkt
auf sogenannte Massengeschifte (z.B. Vertrige mit Hotels, Gaslstitten, Kaufhusern) des tiglichen Lebens und
privatrechiliche Versicherungen. Massengeschfte sind Geschifte, bei denen das Ansehen der Person keine oder
nur eine nachrangige Rolle spielt. Die Vermietung von Wohnraum zum nicht nur voriibergehenden Gebrauch
stelltin der Regel kein Massengeschaft dar, wenn der Vermieter insgesamt nicht mehr als 50 Wohnungen vermie-
tet (§ 19 Abs. 5 Satz 3 AGG). Die private Vermietung von Wohnraum fillt daher in der Regel nicht in den Anwen-
dungsbereich des AGG: das gleiche gill. wenn Vermieter und Mieter auf einem Grundstiick wohnen.

e Ungleichbehandlung kann gerechtfertigt sein. wenn ein sachlicher Grund vorliegt. So kinnen Differen-
zierungen bei Primien oder Leistungen einer privaten Versicherung z
versicherungsmathematischen Risikobewertung beruhen.

‘Wer gegen das gesetzliche Diskriminierungsverbot verstft. hat den hierdurch entstandenen Schaden zu er-
setzen (z.B. Mehrkosten fi eine Ersatzbeschaffung, unter Umstinden ligung fiir die Wiirdeverletzung
nach den Umstinden des Einzelfalls).

3) Rechtssohutz: Fiir den Benachteiligten sieht das AGG eine Beweiserleichterung vor: Wenn Indizien bewie-
sen sind, die eine Benachteiligung wegen eines im Geselz genannten Merkmales vermuten lassen, kehrt sich die
Beweislast um. Dann muss die andere Seite (also 2B, der Arbeitgeber oder ein Lieferant bei Massengeschiiften)
beweisen, dass die unterschiedliche Behandlung erlaubt war. Indizien kinnen sein: abfallige Auerungen wah-

ig sein, wenn sie auf einer statistisch-
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rend eines Bewerbungsgesprichs, Stellenanzeigen, die an in die im Geselz erwihnten Merkmale ankniipfen,
‘ohne dass dies sachlich begriindet ist. Uber diese Fragen hat im Streitfall das zusténdige Gericht zu entscheiden.
Es prift, ob die vorgebrachten Behauptungen iberzeugend sind. Erst dann muss sich die Gegenseite
rechtfertigen.

Verbiinde, die sich fir die Interessen Benachteiligter einsetzen (Antidiskriminierungsverbinde), haben Beteili-
gungsrechte: Thnen st die Rechtsberatung und die Vertretung vor Gericht als Beistinde Benachteiligter in Ver-
fahren ohne Anwaltszwang gestattel.

Die Bundeslander sollen fiir Diskriminierungsklagen - wie bereits bei Ehrverletzungsklagen — ein obligatori-
sches aufergerichtliches Schlichtungsverfahren einfiihren
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Im Strafrecht bedeutet A. die Pflicht zur Anzeige bestimmter Verbrechen. Nach §138 SLGB wird mit Freiheits-
‘oder Geldstrafe belegt, wer u.a. von dem Vorhaben oder der Ausfiihrung eines Hoch- oder Landesverrats, Mordes.
Totschlags, Raubes, Menschenraubes, der Bildung einer terroristischen Vereinigung, der Geld- oder Wertpapier-
filschung oder eines gemeingefihrlichen Verbrechens zu einer Zeit, in der die Verhiitung des Verbrechens mog-
lich ist, glaubhaft Kenntnis erhlt und es unterlasst, hiervon der Behorde oder der bedrohten Person zur rechten
Zeit Anzeige zu machen. Geistliche haben keine A. Fiir Anwiilte und Arzte sowie gegeniiber Angehdrigen ist die A.
eingeschrinkt (§139 SIGB). Eine generelle A. begangener Straftaten besteht fiir Privatpersonen nicht.
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EIn Arbeltsvertrag muss folgende Mindestelemente enthalten:

- Namen und Anschriften von Arbeitgeber und Arbeitnehmer
- Beginn und vorgesehene Dauer des Arbetsverhaltnisses

- Angaben Uber den Arbeitsort

- Art der Tatigkeit

- Hohe, Zusammensetzung und Falligkeit des Arbeitsentgelts.

- Vereinbarte Arbeitszeit

- Dauer des jahriichen Erholungsurlaubs

- Kindigungsfristen

- Hinwes auf geltende kollektivrechtiiche Regelungen (Tarifvertrag, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen)
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Die Arten der Aufenthaltsgenehmigung Im Auslnderrecht

= Das seit 2005 geltende Zuwanderungsgesetz kennt drei Aufenthaltstitel, die an den Aufenthaltszweck gebunden sind:
= Die Aufenthaltseriaubnis ist befristet, sie wird 2.8. Selbststandigen gewait, die in Deutschiand investieren und Arbeits-

platze schaffen, sowle Studenten, die nach einem Studienabschluss auf Arbeitsplatzsuche gehen.
= Die unbefristete Nlederlassungsertaubnls steht zB. berufiich Hochqualfizierten zu, die fir einen Daueraufenthalt nach

Deutschland kommen. Birger aus EU-Staaten unteriiegen wie Deutsche nur noch einer Meldepflicht.
= Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU, ein der Niederlassungserlaubnis entsprechender Titel gema der EG-Richtiine

2003/109.

) Der Familtenrachzug: in geselzlicher Anspruch auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis besteht im Falle des
Familiennachzugs (Ehegatten und minderjahrige Kinder) bei Vorliegen der allgemeinen Nachzugsvorausselzun-
gen (Sicherung des Lebensunterhalts, ausreichender Wohnraum, §§ 28, 29, 30. 32 AufenthaltsG). Fiir Minderjih-
rige, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, muss zusdtzlich die Integrationsfihigkeit (insbes. Sprachkenntnisse)
nachgewiesen werden. Bei Vorliegen eines Ausweisungsgrundes gegen den Familienangehdrigen kann der Nach-
zug verweigerl werden. Entsprechendes gilt, wenn der A. fiir sonstige auslindische Familienangeharige im Bun-
desgebiet bereits Sozialhilfe in Anspruch nimmt.

Beim Nachzug von Ehegatten gilt grundsitzlich, dass nicht nur die allgemeinen Integrationsvoraussetzungen
vorliegen miissen. sondern der A. auch eine Niederlassungserlaubnis, eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EX
cine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Forschung (§ 20) oder aus humanitiren Griinden (§ 25) besitzen
muss. Ein Nachzugsrecht bei nur einjahriger Aufenthaltsdauer wird gewhrt, wenn die Ehe bei Erteilung des Auf-
enthaltstitels schon bestand. Fiir den Ehegatten gelten die iiblichen Integrationsvoraussetzungen. jedoch keine
Ehebestandszeiten mehr.

Ein Nachzugsrecht ohne Riicksicht auf die Aufenthaltsdauer wird eingerdumt, wenn der A. schon bei seiner

inreise den Bestand der Fhe angegeben hatte. Im Bundesgebiet geborenen oder als Minderjihrige ins Bundesge-
biet eingereisten A. kann der Ehegattennachzug auch dann gestattet werden, wenn sie nicht in der Lage sind. den
Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstitigkeit oder eigenen Mitteln zu bestreiten. Im Falle der Aufhebung der
he gibt das Auslinderrecht dem Ehegatten ein eigenstindiges. vom urspriinglichen Nachzugszweck unabhiingi-
ges Aufenthaltsrecht nach zweijahriger Ehe im Bundesgebiet oder unabhiingig von der Ehedauer im Falle des
des. Denjenigen A. die nicht selten gegen ihren Willen mit ihren Familien in ihre Heimat zuriickgekehrt waren,
obwohl sie bereits einen erheblichen Teil ihrer Schulzeit oder Ausbildung im Bundesgebiet absolviert hatten,
wird eine Wiederkehroption gewhrt.
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‘Grundsatz: Ein Auslander kann ausgewiesen werden, wenn sein Aufenthalt die Gifentiiche Sicherheit und Ordnung oder sons-
tige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschiand beeintréchtigt (§ 55 AufenthaltsG). Das Gesetz unterscheidet die Er-
messens- die Regel- und die zwingende Ausweisung.

Ermessensauswelsung: Es kann ausgewiesen werden bei

~ vorsiitzich falschen oder unvollstandigen Angaben, bes. zur Erlangung eines einhetlichen europaischen Sichtvermerks oder
elnes Aufenthaltstitels;

~ nicht nur vereinzelten oder geringflgigen Verstdfien gegen Rechtsnormen, staatlichen Entscheidungen oder bel auch hier
verfolgbaren Straftaten im Ausiand;

~ VerstoBen gegen die Regelungen zur Gewerbsunzucht;
- Drogenmissbrauch und fehlendem Rehabilitationswillen;
~ Gifentiicher Gesundheitsgefahrdung oder langerfristiger Obdachlosigkeit;

~ Inanspruchnahme von Sazialhfe oder - unter bestimmten Voraussetzungen - Hilfe zur Erziehung auBerhalb der eigenen
Familie.

Zwingende Auswelsung: Ein Auslander muss ausgewiesen werden, wenn er
Straftaten begangen hat, die entweder mit Freiheits- oder Jugendsrafe von mindestens drel Jahren geahndet wurden oder deren
Strafen bei Zusammenzahlung mehrerer Straftaten innerhalb von flnf Jahren dieses Straima erreichen, oder bei Sicherheitsver-
‘wahrung, femer bel schweren Verstoien gegen das Betiubungsmittelgesetz oder gegen den Landirieden (§ 53 AufenthaltsG).
Eine Regelauswelsung erfolgt bei Verurteilungen zu Freiheits- oder Jugendsrafen von mindesens zwei Jahren, bei bestimmten
VerstoBen gegen das Betaubungsmittelgesetz, Gewalttatigkeiten im Rahmen rechtswidriger Versammiungen oder Aufzige.

Diese Regelausweisung wird z. T. gemildert bei Personen, die einen besonderen Ausweisungsschutz (§ 56 AufenthaltsG) genie-
Ben (besonders unter Wahrung der Interessen von Familienangehdrigen und Asylberechtigter).
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ungsnachweis, formlicher Nachweis fachlicher Eignung und Vorbildung als Voraussetzung dafii,
bestimmte Berufe ausiiben zu konnen. Ein B. ist zB. fiir das Richteramt und zahlreiche Gewerbearten
erforderlich.Vom formalisierten B. st der fir die Ausiibung bestimmter Tiigkeiten geselzlich vorgeschene Nach-
weis erforderlicher Sachkunde zu trennen. Von besonderer Bedeutung ist die Ablegung der Meisterpriifung als B.
im Handwerk (auch groer B.). die zum Betricb cines stehenden zulassungspllichtigen Handwerksgewerbes
qualifiziert. Der B. dient der Bewahrung der Allgemeinheit vor méglichen Gefahrdungen und. besonders im
Handwerk, auch der Sicherstellung einer hohen Bereitschaft, auszubilden. Er ist als subjeklive Zulassungsvoraus-
selzung mit dem Grundrecht der 7 Berufsfreiheit vereinbar.
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Befangenheit, Parteilichkei eines Beamten oder Richters hinsichtlich einer von ihm zu treffenden Entschei-

zur 7 Ablehnung filhrende B. ist zu bejahen, wenn ein Grund vorliegt, der bei verstindiger Wiirdigung

geeignel ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen; auf das Vorliegen einer tat-
siichlichen Voreingenommenheit kommt es nicht an (7 AusschlieSung).
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Beglaubigung, die Bescheinigung, dass eine Unterschrifl von ciner bestimmten Person herriihrt (dentitis-
nachweis) oder eine Abschrifl mit der Urschrifl iibereinstimmt. (beglaubigte Abschrift). Ist durch Gesetz fiir
cine Erklirung ffentliche B. vorgeschrieben, so muss die Erklirung schriftlich abgefasst und die Unterschrift
des nden von einem Notar oder einer anderen landesrechlich zustindigen Stelle miltels Beglaubigungs-
vermerk beglaubigt werden. Die dffentliche B. kann durch die notarielle Beurkundung der gesamten Erklirung
erselzt werden (§ 129 BGB). Die amtliche B. durch Verwaltungsbehérden (2.B. Gemeindebehérden) geniigt den
tordernissen dffentlicher B. nichl; se ist im Verwaltungsverfahren oder fir sonstige Zwecke, fiir die offentliche

ig (7 Formvorschriften).

B nicht vorgeschricben ist,
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Beitragsbemessungsgrenze. Die B. zu T Sozialabgaben wird jihrlich von der T Bundesregierung festge-
setzt. Aktuell betriigt sie in der 1 gesetzlichen Rentenversicherung 5000 € in den neuen Lindern und 5950 € in
den alten Lindern, bei der 7 gesetzlichen Krankenversicherung 4050 €.
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Bundesanzeiger, das amtliche Verdifentlichungsorgan der Bundesrepublik Deutschland, herausgegeben
vom Bundesministerium der Justiz. Im B. werden Rechtsverordnungen des Bundes (soweit nicht im Bundesge-
setzblatt verdifentlicht) und sonstige amtliche Mitteilungen verdffentlicht. besonders Verwaltungsanordnungen,
Bekanntmachungen (z.B. amtliche Devisenkurse). Ausschreibungen und sonstige Nachrichten der Bundesminis-
terien und -behdrden. AuBerdem dient der B. als Organ fiir gerichtliche und private Bekanntmachungen und Ver-
Gffentlichungen. die gesetzlich vorgeschricben sind. Bedeutsam sind v.a. Bekanntmachungen im Aufgebotsver-
fahren, Ladungen durch difentliche Zustellung, Fintragungen in das Handelsregister und Verdffentlichungen von
Bilanzen.
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Bundeskartellamt, BKartA, weisungsunabhiingige Bundesoberbehdrde zur Wahrnehmung der sich aus
dem Geselz gegen Welthewerbsbeschrinkungen (GWB) ergebenden Aufgaben; gegriindet 1958, Sitz: Bonn.

Zur Erfiillung seiner Aufgaben hal es weilgehende Auskunfls- und Einsichisrechte in Geschfisunterlagen
und kann 2B, Durchsuchungen veranlassen. s kann gegen das Kartellverbol des GW verstofRende Vertrige und
Verhaltensweisen untersagen und als Ordnungswidrigkeiten mit GeldbuBe belegen. Das B. ist insbesondere 7u-
stindig fiir Strukturkrisenkartelle, Ein- und Ausfuhrkartelle, die Kontrolle von Unternehmenszusammenschli
sen (Fusionskontrolle), die Kontrolle iiber den Missbrauch einer markibeherrschenden Stellung. die Mis
brauchsaufsicht ber Preisbindungsvertrige und iiber unverbindliche Preisemplehlungen, fiir alle Fille der
Markibeeinflussung und auch fi die Uberpriifing der Vergabe offentlicher Auftrige des Bundes.
tscheidungen des B. werden in einem justizihnlichen Verfahren von Beschlussableilungen gefassL, die mit
cinem Vorsitzenden und zwei Beisitzern beselz sind (das B. ist jedoch kein Gericht). In den Fllen der §§40fT.
‘GWB entscheidet der Bundesminister fiir Wirtschaft und Technologie (Ministererlaubnis, § 42). Gegen Entschei-
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Bundeszentralregister, zentrales, amtliches Register, das durch das Bundesamt fir Justiz gefiihrt wird. In
das B. werden eingelragen: strafgerichtliche Verurteilungen in Form rechiskrftiger Entscheidungen deutscher
Gerichte; ferner bestimme Entscheidungen von Verwaltungsbehrden und Gerichten (z. B. Ausweisungen von
Auslindern). Vermerke iiber Schuldunfahigkeit u.a. geselzlich bestimmte Tatsachen (zB. bestimmte Verurteilun-
gen in Verbindung mit Betiubungsmittelabhingigkeit). Auch Strafen. die gegen Deutsche im Ausland verhiingt
worden sind. kénnen vermerk werden: die Verurteilten sind vorher zu horen.

'BUNDESZENTRALREGISTER

Eintragungen Im Bundeszentralreglster werden nach elner gewlssen Zelt getigt. Die Tiigungsfristen betragen 5, 10,
15 und 20 Jahre (§46 BZRG).

Nach 5 Jahren werden u.. getigt:
Verurteilungen zu Geldstrae bis 90 Tagessatzen (ohne gleichzeitig eingetragene Freietsstrafe, Strafarrest oder Jugendstrafe),
Frelheitsstrafe oder Strafarrest bis 2 dref Monaten (wenn keine elteren Strafen vermerk sind),

Jugendstrafe bis 2 einem Jah,

Jugendstrafe bis 2u zwel Jahren, wenn ein Tel der Strafe nach Ablauf der Bewahrungszeit oder gnadenhalber erassen wurde,
Jugendstrafe, deren Strafmakel gerchtich oder im Gnadenwege beseitgt wurde;
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MaBregeln der Besserung und Sicherung (Ausnahmen: § 46 Abs. 1 Nr. 19 BZRG)
nach 10 Jahren: Verurteilongen 2u
(Geld- und Freiheitsstrafe oder Strafarrest b 2u dref Monaten, wenn gleichzeltig andere Verurteflungen vermerk sind,

Freineitssrafe oder Strafarrest von mehr als drei Monaten, aber nicht mehr als einem Jahr, deren Vollstreckung zur Bewahrung
ausgesetzt wurde, wenn keine weiteren Strafen eingetragen sind,

Jugendstrafe von mehr als einem Jahr, auBer den Fallen, die der funfjshrigen Tilgung unterliegen;
Jugendstrafe bei Verurteilungen in den Fallen der §§171, 1803, 181a, 183 - 1841, 225, 232-233 3, 234, 235, 236
nach 20 Jahren:

bei Verurteilungen zu Freiheits- oder Jugendstrafe von mehr als einem Jahr wegen bestimmter Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung (5§ 174-180, 182 SIGB;

nach 15 Jahren: i allen anderen Failen.

‘Was wird In das Bundeszentralreglster aufgenommen? Elngetragen werden Im Wesentlichen:

= strafgerichiliche Verurtellungen (d.h. Freiheitsund Geldstrafen, Anordnungen von MaBregeln der Besserung und Sicherung,
Verwamungen mit Strafvorbehalt, Jugendstrafer),

= bestimmte Entscheidungen von Verwaltungsbenorden und Gerichten (z.B. Versagen von Passen, von Waffenbesitzkarten;
Entaug des Rechts, ein Gewerbe auszuben; Verbot, Kinder und Jugendiiche auszubilden, wenn dafir die erforderichen gesetz-
lichen Voraussetzungen gegeben sind),

= Vermerke Gber Schuldunfahigket,

= Betaubungsmittelabhangigkeit, wenn diese urschiich i eine Sraftat war, e mit Freiheitstrafe bis zu zwei Jahren geahn-
det wurde.
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Dienstbarkeit, das 7 dingliche Recht zu beschriinkler Nutzung einer fremden Sache im Unterschied zu den
schuldrechtlichen Nutzungsrechten wie Miete und Pacht. die lediglich einen Anspruch auf Gestattung der Nut-
zung gewahren. Mehrere Formen der D. sind zu unterscheiden:

Grunddienstbarkeiten (§§ 1018 If. BGB) sind Belastungen eines Grundstiicks (dienendes Grundstiick) zu-
‘gunsten des jeweiligen Eigentiimers eines fremden Grundstiicks (herrschendes Grundstiick). Sie kinnen dem
‘gentiimer des fremden Grundstiicks bestimmte Rechte geben, z.B. Geh-, Fahrt- und Leitungsrecht, oder Verbots-
rechte einriumen, B, bestimmte Bebauungen oder Nutzungen (etwa die Einrichtung einer Tankstelle) zu unter-
nen auszuschlieBen. D. miissen dem fremden Grundstiick einen Vorteil bringen (§ 1019
BGB): der Berechtigte hat das dienende Grundstiick moglicl

sagen oder Immi

zu schonen.
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Beschriinkte personliche D. stehen nicht dem Eigentiimer eines Grundstiicks zu, sondern einer bestimmten
Person oder Personenmehrheit (§1090 BGB). z.B. das Wohnungsrecht. Sie erlischen spitestens mit dem Tod des
Berechtigten. — Bestellung, Ubertragung und Aufhebung der D. richten sich nach den allg Vorschriften iiber
Grundstiicksrechte, insbesondere ist die Fintragung im Grundbuch erforderlich (§ 873 BGB). Die beschrinkte
persdnliche D. ist weder vererblich noch iibertragbar: (anders bei einer juristischen Person, § 1092 Abs. 2 und 3
BGB): lediglich ihre Ausiibung durch andere kann gestattet werden. Der Inhaber einer D. hat gegen Storungen ei-
nen Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch (§§ 1027, 1004 BGB). Eine besondere Art der D. bildet der T
Nieflbrauch.
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konnen. Das vorliegende Lexikon, das auf Anregung von und in Zusammenarbeit mit der Bundeszen-
trale fir politische Bildung (Bonn) und der Landeszentrale fir politische Bildung von Nordrhein-Vest-
falen (Dusseldorf) entstanden ist, will diesem Ziel dienen.

Mit seinen iiber 1500, durch Hinweise auf die Gesetzgebung erweiterten Stichwértern hat das Werk
das Wesentliche des Rechts im Blick. Es legt seinen Schwerpunkt auf Stichworter, die von besonderer
praktischer Bedeutung sind. Die Fachleute, die dieses Buch erarbeitet haben, haben es an den Erfah-
rungen aus ihrer Praxis ausgerichtet. Rund 180 Informationskasten, zusammenfassende Ubersichten,
Tabellen und Grafiken vertiefen und veranschaulichen die Texte. Langere Stichworter sind deutlich ge-
gliedert oder mit Kleinen Inhaltsangaben versehen, die den gezielten Zugriff erleichtern.
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Abdingbarkeit, die Befugnis, von geselzten Rechtsnormen (z.B. Geselzen) durch andere Regelungen abz
weichen, insbesondere durch Vertrige. Abdingbare Normen werden auch als nachgiebiges Recht 1 (dispositives
Recht) bezeichnet, sie bilden den Gegensatz zu T zwingendem Recht, das Abweichungen verbietet, z.B. § 551 BGB
(Obergrenze einer Wohnraummietkaution). &
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Abtretung, im Zivilrecht die Ubertragung einer Forderung aus dem Vermagen des urspriinglichen Gliubigers
in das eines anderen. Die A. geschieht entweder durch Vertrag zwischen dem bisherigen Gléubiger (Zedent) und
dem neuen (Zessionar), kraft Gesetzes (Legalzession) oder krafl richterlicher Anordnung. Der Zessionar Lritt
an die Stelle des Zedenten. Grundsitzlich eignet sich jede Forderung zur A nicht abtretbar allerdings sind For-
derungen, wenn die A. nicht ohne Verinderung des Inhalts der Forderung erfolgen kann (z.B. Anspriiche auf
Dienstleistungen). wenn die A. gesetzlich verboten ist, wenn die A. durch Vereinbarung mit dem Schuldner aus-
geschlossen ist (§ 399 BGB) oder wenn die Forderung der Pfindung nicht unterworfen ist (§400 BGB; z.B. Lohn-
anspriiche in bestimmtem Umfang). Auch bedingte und kiinftige Forderungen kinnen abgetreten werden (Vor-
ausabtretung). Ld.R. bedarf die A. keiner Form, jedoch wird meist die Schriftform gewahit. Wird eine Gesamt-
heit von Forderungen eines Gliubigers abgetreten. z.B. alle Forderungen aus einem laufenden Geschiftsbetrieb,
kann eine Globalzession vorliegen. ~ Durch die A. geht die Forderung mit allen Vorrechten und Belastungen (z.B.
Hypotheken, Biirgschaften) iiber.

Der Schuldner kann dem neuen Gliubiger Einwendungen entgegensetzen. die schon gegen den bisherigen
Gliubiger begriindet waren (§ 404 BGB). Dies gilt auch, wenn der neue Gliubiger hiervon nichts wusste: ein gut-
gliubiger Erwerb (7 guter Glaube) einer Forderung st ausgeschlossen. Der Schuldner braucht an den neuen
Gliubiger nur zu leisten, wenn der bisherige ihm die A. angezeigt hat oder der neue Gliubiger die A. durch Vor-
lage einer entsprechenden Urkunde nachweist (§ 409 BGB). Erbringt der Schuldner die Leistung an den bisheri-
gen Gliubiger, schadet ihm dies nur. wenn er von der A. Kenntis hatte ($407 BGB).

Im Kreditwesen ist als besondere Art der A. die fiduziarische Zession (Sicherungsablretung) entwickell
worden. Sie ist die Ubertragung von Forderungen des Schuldners (in seiner Eigenschaft als Gliubiger gegeniiber
Dritten) an den Gliubiger zur Sicherung eines Kredits. wobei der Gliubiger, meist eine Bank, das volle Eigen-
tumsrecht an den abgetretenen Forderungen erwirbt, sich aber zur Riickiibertragung verpflichtet, wenn seine
Anspriiche durch Riickzahlung des Kredits befriedigt sind: sie erfolgt vielfach als stille A., bei der der Schuldner
vor der A. nicht benachrichtigt wird. Eine Vollabtretung liegt auch bei der Inkassozession vor. die allerdings vom
blofen Inkasso (Inkassomandat, Einzichungsermiichtigung) zu unterscheiden ist. dem keine Ubertragung der
Forderung zugrunde liegt. vielmehr der Einzichende ein fremdes Recht lediglich im eigenen Namen geltend
macht.
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bis zum 6. Lebensjanr (Geschafts- und absolute Schuldunfahigkeit

ab Vollendung des ... Lebensjahres:

7.
.
1.

1.

2
2.
a0
&
70.

beschrankte Geschifts- und bedingte Deliktsfahigkeit
bedingte strafrechtliche Verantwortlichket, religioses Selbstbestimmungsrecht

beschrankte Testier- und Enefahigkeit, Eidesfahigkeit, Pflicht zum Besitz des Personalausweises, Mindestalter Fahr-
erlaubnis Kiassen A1, L, M, S und T

Vollahrigkeit; aktives und passives Wahirecht, Mindestalter Farerlaubnis Klassen A (stufenweise, direkt: 25. L,
B, BE, G, C1, CE, C1E, Wehrpflcht

Volles Erwachsenenstrafrecht, Mindestalter Fahrerlaubnis Kiassen D, D1, DE, D1E
Mindestalter fir Adoptionen und das Schdffenamt.

Mindestalter fir Bundesprasidenten

Altersgrenze for Richter am Bundesverfassungsgericht

Altersgrenze fur Schifen und Notare.
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Zusammengefasst: Was berechtigt zur Anfechtung? Was sind dle Folgen?

= Die Anfechtung betrift ein schwieriges Rechtsproblem: Einerseits soll eine Erklarung so gelten, wie sie der Erkiarende wirk-
lich gemeint hat; andererseits muss derjenige, gegenber dem sie abgegeben wurde, darauf vertrauen dirfen, dass die Erkla-
rung so, wie sie nach auBen verniinftigerweise u verstehen war, Gultigkeit behéit. Das Gesetz Gst das Problem so: ES erkennt
eine begrenzte Zahl von Moglichkeiten an, die es dem Berechtigten erlauben, »aus einer Sache wieder herauszukommen, da-
fir genieBt der andere aber Vertrauensschutz, verbunden mit dem Recht auf Ausgleich. Angefochten werden kann wegen Ir-

tums, fascher Ubermitiung (2. in Bote richtet eine Bestellung fasch aus), arglstiger Téuschung oder widerrechticher
Drohung.

= Der Anfechtungsgegner geniet bei Tauschung und Drohung selbstverstandiich keinen Vertrauensschutz, also auch kein
Recht auf Nachteilsausgleich.

‘= Wichtig: Wer anficht, muss die Voraussetzungen fur e Anfechtung beweisen. Und: Im Interesse der Rechtssicherhelt muss,
wer erkennt, dass er anfechten kann, e Anfechtung unverziglich, zumindest innerhalb gewisser Fisten erkiaren.




